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Sehr geehrte Damen und Herren,

die Energiepreispauschale wurde schnell als Ausgleich für die aktuell außerge-
wöhnlich hohen  Energiepreise erdacht und beschlossen.  
An Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen wird die Pauschale zum 01. September 
2022 vom Arbeitgeber grundsätzlich steuerpflichtig, aber sozialversicherungsfrei 
als „sonstiger Bezug“ ausgezahlt, sofern zum 01. September 

–   �ein erstes Dienstverhältnis besteht und 
–   �Steuerklassen I-V vorliegen oder
–   �pauschal besteuerter Arbeitslohn als geringfügig Beschäftigter bezogen wird 

(hier keine Steuerpflicht). Minijobber sollten dem Arbeitgeber für das Lohnkonto 
schriftlich bestätigen, dass es sich um das erste Arbeitsverhältnis handelt.

Die Auszahlung soll mit der ersten, nach dem 31. August vorzunehmenden regel-
mäßigen Lohnzahlung, erfolgen. Die Finanzierung erfolgt über die am 10. Septem-
ber 2022 entsprechend zu kürzende Lohnsteueranmeldung für August 2022. 

Kleine Arbeitgeber, die die Steuer quartalsweise abführen, nehmen den Abzug von 
der Lohnsteuer in der Anmeldung für das dritte Quartal vor, um die Auszahlung 
auch liquiditätsmäßig bewerkstelligen zu können. Sofern der Arbeitgeber nur eine 
Jahresmeldung für die Lohnsteuer oder keine Lohnsteueranmeldung abgibt, muss 
der Beschäftigte ggfs. mit der Geltendmachung bis zur Veranlagung der Einkom-
mensteuererklärung 2022 im Jahr 2023 warten.

Pensionäre und Rentner erhalten die Energiepreispauschale nach bisheriger 
Regelung nicht, es sei denn sie haben zudem Einkünfte aus Landwirtschaft, 
Gewerbebetrieb, freiberuflicher Tätigkeit oder als Arbeitnehmer. Ebenfalls bleiben 
Steuerpflichtige ohne Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in Deutschland sowie 
beschränkt steuerpflichtige Grenzpendler außen vor.  

Bei Selbständigen sollen die Einkommensteuervorauszahlungen zum 10. Septem-
ber 2022 abgesenkt werden. Viele Fragen sind derzeit noch in Klärung: 
–   �wie ist bei bis September 2022 nicht tätigen Arbeitnehmern (z. B. Mutterschutz, 

Krankengeld) zu verfahren
–   �wie geht man Doppelzahlungen um (z. B. angestellte und parallel selbständige 

Tätigkeit)
–   �was ist mit Minijobbern, bei denen das Arbeitsverhältnis vor dem 01. September 

endet bzw. Arbeitnehmern, wenn zum 01. September kein Arbeitsverhältnis 
besteht? 

–   �Wie kann der Arbeitgeber, bei dem Arbeitnehmer erst zum 01. September 
eintreten, die die Pauschale verrechnen? 

Wie bei Coronahilfen, Fluthilfen und Grundsteuer ist auch hier festzustellen: Schnell 
und unbürokratisch ist allenfalls der Beschluss. Für Betroffene und deren Berater 
ist es vor allem arbeitsreich.  

Mit freundlichen Grüßen

Claudia Rottländer
Geschäftsführende Gesellschafterin bei DORNBACH
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Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 11.07.20222	 14.07.2022	 11.07.2022

	 10.09.2022	 13.09.2022	 10.09.2022

	 10.09.2022	 13.09.2022	 10.09.2022

	 11.07.20224	 14.07.2022	 17.07.2022

	 15.08.20224	 18.08.2022	 15.08.2022

                                                            	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 27.07.2022	 entfällt	 entfällt

  Termine Juli 2022	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.07.2022, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten.  
Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Steuerentlastungsgesetz 2022  

Um die steigenden Energiepreise abzufe-
dern, hat die Bundesregierung steuerliche 
Entlastungen auf den Weg gebracht.  
Rückwirkend zum Jahresbeginn steigen die 
Entfernungspauschale, der Grundfreibe-
trag und der Arbeitnehmerpauschbetrag. 
Dafür – und zusätzlich für Kinderbonus 
und Energiepauschale - hat der Bundestag 
grünes Licht gegeben.

Die steigenden Preise, vor allem im Ener- 
giebereich, treffen viele Menschen hart. 
Der Koalitionsausschuss hat sich deshalb 
Ende Februar auf ein umfassendes Entlas- 
tungspaket mit einem Gesamtvolumen von 
mehr als 15 Milliarden Euro verständigt. 
Das Paket umfasst Entlastungen bei der 
Stromrechnung, Einmalzahlungen für 
Beziehende existenzsichernder Leistungen 
und Steuererleichterungen. Vor allem 
Bürgerinnen und Bürger mit kleinen und 
mittleren Einkommen profitieren davon.

Um die vereinbarten steuerlichen Verbesse-
rungen umzusetzen, hat die Bundesregie-
rung das Steuerentlastungsgesetz 2022 auf 
den Weg gebracht. Der Bundestag hat es 
nun beschlossen. Es setzt folgende Erleichte-
rungen rückwirkend ab 1. Januar 2022 um:

•	 Der Arbeitnehmerpauschbetrag bei der 
Einkommensteuer wird um 200 Euro auf 
1.200 Euro angehoben.

•	 Der Grundfreibetrag bei der Einkommen-
steuer steigt um 363 Euro auf 10.347 Euro.

•	 Die Entfernungspauschale für Fernpend-
ler (ab dem 21. Kilometer) wird befristet 
bis 2026 von 35 auf 38 Cent erhöht.

Dieser Schritt erfolgt nun zwei Jahre eher 
als ursprünglich geplant. Über die Mobili- 
tätsprämie wird die Entlastung auch auf 
Geringverdiener übertragen.

Energiepreispauschale und Kinderbonus
Zudem hat der Deutsche Bundestag mit 
dem Steuerentlastungsgesetz bereits 
weitere wichtige Hilfen für Bürgerinnen 
und Bürger gebilligt, die Teil des Zweiten 
Entlastungspakets sind.

•	 Energiepreispauschale: Erwerbstätige, 
Selbstständige und Gewerbetreibende 
erhalten eine einmalige Energiepreis-
pauschale von 300 Euro. Die Auszahlung 
erfolgt ab September 2022 über die 
Lohnabrechnung des Arbeitgebers. 
Selbstständige erhalten einen Vor-
schuss über eine einmalige Senkung 
ihrer Einkommensteuer-Vorauszahlung.

•	 Kinderbonus: Für jedes Kind, für das An- 
spruch auf Kindergeld besteht, gibt es 
einen Einmalbonus von 100 Euro. Die Zah-
lung erfolgt ab Juli 2022 und wird – wie in 
der Vergangenheit – auf den steuerlichen 
Kinderfreibetrag angerechnet.

Das Steuerentlastungsgesetz 2022 wurde 
am 27.05.2022 im BGBl. I S. 749 verkündet.

  Transparenzregister – Wegfall der   
  Mitteilungsfiktion  

Mit Wirkung zum 01.08.2021 ist die Melde- 
fiktion weggefallen und das Transparenzre-
gister zum Vollregister erstarkt. Dies hat 
zur Folge, dass zuvor entbehrliche Mitte- 
lungen nun erforderlich werden. Als Erleich-
terung hat der Gesetzgeber für Vereinigun-
gen, die bis zum 31.07.2021 von einer Mit- 
teilungspflicht befreit waren, Übergangs-
fristen normiert.

Demnach müssen

1.	Aktiengesellschaften, SE und Komman-
ditgesellschaften auf Aktien bis spätes- 
tens 31. März 2022,

2.	Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
Genossenschaften, europäische Genos-
senschaften oder Partnerschaften bis 
spätestens 30.06.2022 und

3.	alle anderen Mitteilungspflichtigen bis 
spätestens 31. Dezember 2022

ihre Mitteilung vornehmen.

Achtung: Gemäß den Nebenbestimmungen 
bei gewährten Coronahilfen sind die tat- 
sächlichen Eigentümerverhältnisse der 
Antragsteller durch Eintragung der wirt- 
schaftlich Berechtigten in das Transparenz-

register aufzunehmen. Diese Verpflichtung 
ist bis spätestens zur Einreichung der 
Schlussabrechnung zu erfüllen.

Falls der Verpflichtung zur Eintragung der 
wirtschaftlich Berechtigten in das Trans- 
parenzregister nicht nachgekommen 
wurde, sind die Überbrückungshilfen in 
voller Höhe zurückzuzahlen.

  Kürzere Abschreibungsdauer  
  für technische Ausstattung   
  bei PC und Co.  

Computerhardware und Software sind wie 
alle anderen abnutzbaren Wirtschaftsgüter 
zwar über die Nutzungsdauer abzuschrei-
ben. Jedoch hat das Bundesfinanzministe-
rium (BMF) 2021 ein Schreiben veröffent-
licht, nach dem eine einjährige Nutzungs- 
dauer für Hard- und Software zugrunde 
gelegt werden kann. Nun hat das BMF sein 
Schreiben aus dem Jahr 2021 aktualisiert. 
Es hält zwar am grundsätzlichen Ansatz 
einer einjährigen Nutzungsdauer fest, aber 
stellt auch fest, dass die darauf beruhende 
Abschreibung weder eine besondere Form 
der Abschreibung noch eine neue 
Abschreibungsmethode ist und dass es 
sich auch nicht um eine Sofortabschrei-
bung wie bei geringwertigen Wirtschafts-
gütern handelt. Außerdem stellt das BMF 
u. a. klar, dass der Steuerpflichtige von der 
Annahme einer einjährigen Nutzungsdauer 
auch abweichen kann.

Aus dem Hinweis des BMF, dass es sich 
nicht um eine Sofortabschreibung handelt, 
folgt, dass die Soft- und Hardware kein 
geringwertiges Wirtschaftsgut ist und auch 
nicht als solche bilanziert werden darf, 
wenn die Soft- und Hardware die Betrags-
grenze von 800 Euro für geringwertige 
Wirtschaftsgüter überschreitet. Auch bei 
einer grundsätzlich anzunehmenden 
Nutzungsdauer von einem Jahr gilt, dass 

•	 die Abschreibung im Zeitpunkt der 
Anschaffung oder Herstellung bzw. bei 
Fertigstellung der Soft- und Hardware 
beginnt, 
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•	 die Wirtschaftsgüter in das Bestandsver-
zeichnis für das Anlagevermögen 
aufzunehmen sind, 

•	 der Steuerpflichtige von dieser Annah-
me auch abweichen kann und 

•	 die Anwendung anderer Abschreibungs-
methoden möglich ist. 

Das BMF beanstandet es nicht, wenn die 
Abschreibung auf der Grundlage einer ein- 
jährigen Nutzungsdauer im Jahr der Anschaf-
fung oder Herstellung in voller Höhe 
vorgenommen wird. Die Regelung findet 
auch für sog. Überschusseinkünfte (z. B. 
Vermietungseinkünfte oder Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit) Anwendung 
(Bundesfinanzministerium, Schreiben 
(koordinierter Ländererlass) IV C 3 - S-2190 
/ 21 / 10002 : 013 vom 26.02.2021).

  Ertragsteuerliche Behandlung   
  von Kryptowährungen  

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
ein Schreiben zur ertragsteuerlichen 
Behandlung von Kryptowährungen 
veröffentlicht. Das BMF erläutert viele 
technische Begriffe und geht auf die 
Zuordnung zu den einzelnen Einkünften 
ein, wobei auch vereinzelt die bilanzielle 
Erfassung dargestellt wird.

Hintergrund: Seit geraumer Zeit gibt es 
virtuelle Währungen wie z. B. Bitcoin, die 
in der Praxis zwar als Zahlungsmittel 
akzeptiert werden, aber keine offizielle 
Währung darstellen.

Wesentlicher Inhalt des BMF-Schreibens:
Das BMF erläutert in einem zehnseitigen 
Abschnitt die Fachbegriffe wie z. B. Proof 
of work, Forging, Masternode, Wallets, ICO, 
UTXO, Lending oder Hard Fork.

Hinweis: Wer diese Begriffe kennt, wird 
durch das BMF-Schreiben nichts Neues 
lernen. Wer diese Begriffe noch nicht 
kennt, wird vermutlich auch nach der 
Lektüre des BMF-Schreibens nicht schlauer 
sein.

Für bilanzierende Steuerpflichtige gelten 
nach dem Schreiben die folgenden 
Grundsätze:

•	 Die einzelnen Einheiten virtueller 
Währungen und die sonstigen Token 
sind nicht abnutzbare materielle 
Wirtschaftsgüter, die mit ihren Anschaf-
fungskosten zu bewerten sind.

•	 Die Anschaffungskosten ergeben sich 
aus dem Marktkurs im Zeitpunkt der 
Anschaffung. Hierzu kann auf den 
Börsenpreis digitaler Börsen oder auf 
den Marktpreis, wie er sich von 
Handelsplattformen oder aus Internetlis-
ten ergibt, zurückgegriffen werden. Falls 
die Ermittlung der individuellen 
Anschaffungskosten nicht möglich ist, 
darf eine Bewertung mit den durch-
schnittlichen Anschaffungskosten 
erfolgen.

•	 Die Zuordnung zum Anlage- oder 
Umlaufvermögen hängt davon ab, ob die 
Kryptowährung dauerhaft dem Betrieb 
zu dienen bestimmt ist (dann Anlagever-
mögen) oder aber wieder verkauft 
werden soll (dann Umlaufvermögen). 
Dementsprechend ist die Kryptowährung 
in der Bilanz als Finanzanlage (Anlage-
vermögen) oder als sonstiger Vermö-
gensgegenstand (Umlaufvermögen) 
auszuweisen.

	 Hinweis: Ausführungen zu einer mög- 
lichen Teilwertabschreibung enthält das 
BMF-Schreiben nicht. Die Zulässigkeit 
einer Teilwertabschreibung hängt nach 
dem Gesetz davon ab, dass der Wert 
voraussichtlich dauernd gemindert ist.

Durch die Veräußerung, Verwendung oder 
sog. Blockerstellung können steuerpflich-
tige Einkünfte erzielt werden:

•	 Gehört die Kryptowährung zum Betriebs-
vermögen, wird jede Betriebsvermö-
gensmehrung als Gewinneinkünfte 
besteuert; zu gewerblichen Einkünften 
kommt es auch, wenn der Steuerpflichti-
ge ausschließlich im Bereich der 

Kryptowährung nachhaltig und mit 
Gewinnerzielungsabsicht tätig wird.

•	 Bei einer Einnahmen-Überschussrech-
nung werden die Anschaffungskosten 
für die Kryptowährung erst im Zeitpunkt 
des Zuflusses des Veräußerungserlöses 
als Betriebsausgaben berücksichtigt.

•	 Gehört die Kryptowährung zum Privat-
vermögen, kann die Veräußerung der 
Kryptowährung zu einem Spekulations-
gewinn führen. Dabei gilt eine Spekulati-
onsfrist von einem Jahr. Ein Spekulati-
onsgewinn bleibt steuerfrei, wenn der 
Gesamtgewinn aus allen Spekulations-
geschäften dieses Jahres weniger als 
600 € beträgt.

Hinweis: Nach jedem Tausch beginnt eine 
neue einjährige Spekulationsfrist.

Hinweis: Das BMF-Schreiben gilt für alle 
offenen Fälle. Das Schreiben bindet nur die 
Finanzverwaltung, nicht aber die Finanz-
gerichte.

  Pendlerpauschale auch bei Fahr-   
  gemeinschaften geltend machen  

Wer auf dem Weg zur Arbeit an einer 
Fahrgemeinschaft teilnimmt, kann mit 
Hilfe der Pendlerpauschale steuerliche 
Vorteile nutzen. Dies gilt unabhängig 
davon, ob man das Kfz selbst fährt.

Allerdings ist es sinnvoll, sich innerhalb 
von Fahrgemeinschaften mit dem Fahren 
abzuwechseln, denn Mitfahrer dürfen nur 
maximal 4.500 Euro Fahrtkosten im Jahr 
von der Steuer absetzen. Fahrerinnen und 
Fahrer dagegen, die ihr eigenes Auto 
nutzen, können die Pendlerpauschale 
ohne Einschränkung absetzen.

Das Finanzamt akzeptiert als Berech-
nungsgrundlage für die Kilometer nur den 
kürzesten Weg von der eigenen Wohnung 
zur Arbeit. Ein Umweg wird nur anerkannt, 
wenn er verkehrsgünstiger ist und man 
dadurch Zeit spart. Auch Eheleute und 
Lebenspartner können ihre Fahrtkosten 
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mit der Pendlerpauschale jeweils einzeln 
absetzen, wenn sie gemeinsam zur Arbeit 
fahren.

  Für zusammengeballte Überstun-   
  denvergütungen ermäßigter   
  Steuersatz  

Im Streitfall hatte der Kläger über einen 
Zeitraum von drei Jahren in erheblichem 
Umfang Überstunden geleistet. Erst im 
vierten Jahr wurden dem Kläger die Über- 
stunden in einer Summe vergütet. Das 
Finanzamt unterwarf die Überstundenver-
gütung dem normalen Einkommensteuer-
tarif.

Der Bundesfinanzhof (Urteil VI R 23/19 
vom 02.12.2021) folgte dem Antrag des 
Klägers und wendete auf den Nachzah-
lungsbetrag den ermäßigten Steuertarif 
an. Er stellte klar, dass die Tarifermäßigung 
nicht nur auf die Nachzahlung von Fest- 
lohnbestandteilen, sondern auch auf 
Nachzahlungen von variablen Lohnbe-
standteilen – hier in Form der Überstunden-
vergütungen – Anwendung finde. Hier wie 
dort sei allein entscheidend, ob die nach- 
gezahlte Vergütung für einen Zeitraum von 
mehr als zwölf Monaten veranlagungszeit-
raumübergreifend geleistet worden sei.

Mit steigendem Einkommen erhöht sich 
die Einkommensteuer progressiv. Wenn 
Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit 
nicht laufend, sondern in einer Summe 
ausgezahlt werden, führt der Progressions-
effekt zu einer vom Gesetzgeber nicht 
gewollten Steuer(mehr)belastung. Um die 
progressive Wirkung des Einkommensteu-
ertarifs bei dem zusammengeballten Zufluss 
von Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht 
das Gesetz die Besteuerung dieser 
Nachzahlungen mit einem ermäßigten 
Steuersatz vor. Voraussetzung ist aller-
dings, dass die Nachzahlung sich auf die 
Vergütung für eine Tätigkeit bezieht, die 
sich über mindestens zwei Veranlagungs-
zeiträume erstreckt und einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten umfasst. 

  Veräußerungsgewinn aus dem   
  Verkauf eines selbst bewohnten   
  „Gartenhauses“ unterliegt nicht   
  der Einkommensteuer  

Werden Grundstücke binnen zehn Jahren 
nach der Anschaffung veräußert, unterliegt 
der dabei erzielte Veräußerungsgewinn der 
Besteuerung. Ausgenommen sind Immo- 
bilien, die im Zeitraum zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung ausschließlich zu 
eigenen Wohnzwecken genutzt wurden. 
Eine solche privilegierte Nutzung liegt 
auch dann vor, wenn der Steuerpflichtige 
ein voll erschlossenes „Gartenhaus“ 
baurechtswidrig dauerhaft bewohnt. Dies 
entschied der Bundesfinanzhof (Az. IX R 
5/21 vom 26.10.2021).

Im Streitfall veräußerte der Kläger inner- 
halb des Zehn-Jahres-Zeitraums Grund- 
stücke, die in einem Kleingartengelände 
liegen und auf denen sich ein von ihm 
selbst bewohntes „Gartenhaus“ befindet. 
Das beklagte Finanzamt unterwarf den bei 
der Veräußerung entstandenen Gewinn 
– ebenso wie das Finanzgericht – der 
Einkommensteuer. Dem ist der BFH 
entgegengetreten. 

  Entlastungsbetrag für Allein-   
  erziehende im Trennungsjahr bei   
  Einzelveranlagung  

Der Kläger ist Vater zweier Kinder, die im 
Streitjahr noch nicht volljährig waren. Die 
Mutter der Kinder zog im Streitjahr unter- 
jährig aus dem gemeinsamen Haushalt 
aus. Der Vater lebte danach allein in dem 
Haushalt mit den beiden Kindern. In seiner 
Einkommensteuererklärung beantragte der 
Kläger den zeitanteiligen Abzug des Ent- 
lastungsbetrags für Alleinerziehende sowie 
den Erhöhungsbetrag für ein weiteres Kind 
anteilig für das Trennungsjahr. Er wurde 
einzeln zur Einkommensteuer veranlagt. 
Das Finanzamt gewährte den Entlastungs-
betrag für Alleinerziehende jedoch nicht.

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
kann auch im Trennungsjahr zeitanteilig 
gewährt werden, wenn die Ehegatten nach 
§§ 26, 26a EStG nicht gemeinsam zur 

Einkommensteuer veranlagt werden. 
Zudem darf der jeweilige Ehegatte nicht in 
einer Haushaltsgemeinschaft mit einer 
anderen volljährigen Person leben. So 
entschied der Bundesfinanzhof (Az. III R 
17/20 vom 28.10.2021).

  Renovierungskosten als vorweg-   
  genommene Werbungskosten  

Renovierungskosten, die nach dem tat- 
sächlichen Auszug des Mieters getätigt 
werden, können grundsätzlich als (vor- 
weggenommene) Werbungskosten abge- 
zogen werden, wenn sie im Hinblick auf 
eine vom Steuerpflichtigen beabsichtigte 
Anschlussvermietung getätigt werden. So 
entschied das Finanzgericht Hamburg  
(Az. 2 K 163/19 vom 05.11.2021).

Wenn die Vermietungsabsicht im Zeitpunkt 
der Renovierung nicht fortbestehe bzw. sie 
nicht vom Steuerpflichtigen hinreichend 
nachgewiesen sei und er das Objekt künf- 
tig zu eigenen Wohnzwecken nutze, 
komme regelmäßig ein Abzug als nachträg-
liche Werbungskosten nicht in Betracht. 
Bei wertender Gesamtschau fehle es 
regelmäßig an einem Veranlassungszu-
sammenhang zur beendeten Vermietung. 
Die kausale Mitverursachung durch Abnut- 
zung des Mietobjekts durch den vormaligen 
Mieter werde bei wertender Betrachtung 
vollständig von der Tatsache überlagert, 
dass der Renovierungsaufwand vornehm-
lich dazu diene, das Mietobjekt zukünftig 
selbst nutzen zu können.

  Aufwendungen für häusliches   
  Arbeitszimmer einer Flug-   
  begleiterin  

Im Streitfall ging es um eine Flugbegleite-
rin, die Aufwendungen in Höhe von 1.250 
Euro für ein häusliches Arbeitszimmer 
geltend machte. Das Arbeitszimmer sei für 
die im Zusammenhang mit ihrem Beruf 
anfallenden Vor- und Nachbereitungstätig-
keiten erforderlich, da ihr für diese 
Tätigkeiten kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Für die dort verrichteten 
Arbeiten stand ihr unstreitig kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung. Das Finanzge-
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richt war der Ansicht, angesichts des sehr 
geringen Anteils dieser Arbeiten im 
Verhältnis zur Gesamtarbeitszeit der Kläge-
rin sei das Vorhalten des Arbeitszimmers 
nicht erforderlich, da diese Arbeiten auch 
andernorts (z. B. am Küchentisch) hätten 
ausgeführt werden können.

Dieser Ansicht folgte der Bundesfinanzhof 
nicht. Das Gesetz regele, unter welchen 
Voraussetzungen und in welcher Höhe 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeits- 
zimmer abziehbar seien. Das Gesetz typi- 
siere die Erforderlichkeit der beruflichen 
oder betrieblichen Nutzung des Arbeits-
zimmers für die Fälle, dass kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder das 
Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten Betätigung bildet, ohne den 
Begriff der Erforderlichkeit zu einer zu 
überprüfenden Voraussetzung für den 
Abzug zu machen. Ob der Steuerpflichtige 
die Arbeiten, für die ihm kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht, leicht an 
einem anderen Ort in der Wohnung (z. B. 
am Küchentisch, im Esszimmer) hätte 
erledigen können, sei nach Ansicht des 
Gerichts deshalb unerheblich (BFH Urteil 
VI R 46/17 vom 03.04.2019).

  Zur Umsatzsteuerpflicht bei   
  Sportvereinen  

Sportvereine können sich gegenüber einer 
aus dem nationalen Recht folgenden 
Umsatzsteuerpflicht nicht auf eine allge- 
meine, aus der Mehrwertsteuersystem-
richtlinie abgeleitete Steuerfreiheit 
berufen. Das entschied der Bundesfinanz-
hof entgegen seiner bisherigen Rechtspre-
chung (Az. V R 48/20).

Die Entscheidung betrifft unmittelbar nur 
Leistungen, die Sportvereine gegen 
gesonderte Vergütung erbringen. 

Es bleibt also dabei, dass wenn gemäß 
1.4. UStAE (Zu § 1 UStG) eine Vereinigung 
echte Mitgliederbeiträge zur Erfüllung 
ihrer, den Gesamtbelangen sämtlicher 
Mitglieder dienenden satzungsgemäßen 
Gemeinschaftszwecke erhebt, die dazu 
bestimmt sind, ihr die Erfüllung dieser 

Aufgaben zu ermöglichen, es an einem 
Leistungsaustausch mit dem einzelnen 
Mitglied fehlt.

Sie ist aber für die Umsatzbesteuerung im 
Sportbereich von grundsätzlicher Bedeu-
tung.

Maßgeblich ist § 4 Nr. 22 Buchst. b UStG 
zu beachten.

Handelt es sich um einem Sportverein 
ohne Gemeinnützigkeit entsprechend der 
§§ 51 ff. der Abgabenordnung (AO), ist eine 
Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 22 Buchst. b 
UStG zu verneinen. 

Handelt es sich bei einem Sportverein um 
eine Vereinigung mit Gemeinnützigkeit 
entsprechend der §§ 51 ff. AO, ist eine 
Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 22 Buchst. b 
UStG gegeben. 

Daher ist bei derartigen Leistungen fortan 
stets zu prüfen, ob Gemeinnützigkeit 
entsprechend der §§ 51 ff. Abgabenord-
nung vorliegt oder nicht.

  Wann und warum erfolgt eine   
  Gewerbesteuerzerlegung?  

Die von den gewerblichen Betrieben zu 
leistende Gewerbesteuer steht den 
Städten und Gemeinden zu. Jede Gemein-
de kann die Höhe des Steuersatzes für 
diese Steuer selbst bestimmen. Dieser 
Steuersatz (= Hebesatz) auf den vom 
Finanzamt festgestellten Gewerbesteuer-
messbetrag beträgt 200 % (Minimum) bis 
z. Zt. 580 %. Der tatsächlich niedrigste 
Satz für Städte ab 80.000 Einwohner liegt 
bei 250 % (Leverkusen) und der Höchst-
satz wird in Mülheim a. d. Ruhr verlangt 
(DATEV Tabellen und Informationen 2021). 
Der Durchschnitt der Hebesätze liegt bei 
rd. 450 %. 

Im Gewerbesteuergesetz sind dafür 
folgende Regelungen enthalten:

•	 Besteht in der Gemeinde die einzige 
Betriebsstätte des Unternehmens, erhält 
diese Gemeinde die Steuer.

•	 Hat das Unternehmen dagegen mehrere 
Betriebsstätten, dann wird der Gewerbe-
steuermessbetrag auf die unterschiedli-
chen Orte aufgeteilt (in der Gesetzes-
sprache: zerlegt). Das gleiche erfolgt für 
eine Betriebsstätte, die sich über das 
Gebiet mehrerer Gemeinden erstreckt.

•	 Maßstab für diese Zerlegung sind die in 
der jeweiligen Gemeinde an die dort 
beschäftigten Arbeitnehmer gezahlten 
Arbeitslöhne.

Als Betriebsstätte ist jede feste Einrichtung 
anzusehen, die dem Unternehmen dient (§ 
12 AO). Dazu zählen aber auch Baustellen 
oder Montagen, die in einer Gemeinde 
länger als sechs Monate andauern.

Die Arbeitslöhne je Betriebsstätte sind für 
die Zerlegung noch wie folgt zu korrigie-
ren:

•	 Beträge über 50.000 Euro jährlich und 
Gewinntantiemen rechnen nicht zum 
Arbeitslohn

•	 Vergütungen an Auszubildende aller Art 
zählen ebenfalls nicht zum Arbeitslohn

•	 Die Tätigkeit der mitarbeitenden 
Unternehmer (bzw. Mitunternehmer) ist 
mit jährlich 25.000 Euro anzusetzen und 
ggfs. auf die verschiedenen Betriebs-
stätten nach den Tätigkeitszeiten 
aufzuteilen.

Diese Zerlegung ist auf der Grundlage der 
Angaben des Unternehmens in einer 
Erklärung vom Finanzamt des Sitzes der 
Geschäftsleitung vorzunehmen. Ergibt sich 
aufgrund der Zerlegung für eine Gemeinde 
ein Kleinbetrag von bis zu 10 Euro, wird 
diese Gemeinde an der Zerlegung nicht 
berücksichtigt, dieser Anteil wird der 
Geschäftsleitungsgemeinde zugeschlagen. 
Nach Durchführung der Zerlegung durch 
das Finanzamt der Geschäftsleitung 
bekommt das Unternehmen darüber einen 
Bescheid und die jeweiligen Gemeinden 
werden über ihren Anteil am Messbetrag 
informiert. Erst auf dieser Grundlage kann 
die Gemeinde dann die Gewerbesteuer 
festsetzen
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grundlage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

  Zur Befreiung von der Grunder-   
  werbsteuer bei Ausgliederung   
  zur Neugründung  

Grunderwerbsteuer ist nicht zu erheben, 
wenn Grundbesitz im Rahmen einer 
Ausgliederung zur Neugründung von einem 
Einzelunternehmer auf die neu gegründe-
te, ihm als Alleingesellschafter gehörende 
GmbH übergeht. So entschied das 
Sächsische Finanzgericht (Az. 2 K 121/21 
vom 03.06.2021).

Gemäß § 6a GrEStG wird für einen steuer- 
baren Rechtsvorgang auf Grund einer 
Umwandlung, einer Einbringung oder 
eines anderen Erwerbsvorgangs auf gesell- 
schaftsvertraglicher Grundlage die Steuer 
nicht erhoben. § 6a Satz 1 GrEStG gilt nur, 
wenn an dem dort genannten Rechtsvor-
gang ausschließlich ein herrschendes 
Unternehmen und ein oder mehrere von 
diesem herrschenden Unternehmen 
abhängige Gesellschaften oder mehrere 
von einem herrschenden Unternehmen 
abhängige Gesellschaften beteiligt sind. 

  Betriebsaufspaltung   
  Mehr Risiko als Chance  

Die Betriebsaufspaltung ist den meisten 
Unternehmern, die sich mit dem Thema 
Steuern beschäftigen, ein Begriff. Gerade 
im Mittelstand kommt es dennoch immer 
wieder vor, dass das Thema wenig 
abgesichert ist.

Die Betriebsaufspaltung ist im Standardfall 
dadurch gekennzeichnet, dass ein Unter- 
nehmer seiner eigenen GmbH ein soge-
nanntes funktional wesentliches Wirt-
schaftsgut überlässt.

Beispiel: Unternehmer U ist an der U-GmbH 
zu 100 % beteiligt und überlässt dieser 
GmbH ein ihm gehörendes Grundstück.

Dies führt dazu, dass das Grundstück und 
die GmbH steuerlich Betriebsvermögen 
werden. Der Unternehmer beherrscht 
sowohl das Wirtschaftsgut Grundstück als 
auch die GmbH; daher nimmt die Recht-

sprechung hier gemeinschaftliches Betriebs-
vermögen für beides an. Die Rechtsfolge: 
Das Grundstück kann nicht mehr nach 
zehn Jahren steuerfrei verkauft werden. 
Sämtliche Erträge aus der Grundstücks-
überlassung und der GmbH unterliegen 
nun dem Grunde nach der Gewerbesteuer. 
Diese Konsequenzen sind grundsätzlich 
ärgerlich genug. Kommt es nun zu einer 
Aufgabe der Betriebsaufspaltung sind 
Steuern auf die Verkehrswerte der Grund- 
stücke und der GmbH zu zahlen – und zwar 
ohne, dass es einen Liquiditätszufluss 
gibt. Dies kann z.B. dann passieren, wenn 
im Erbfall durch ein nicht abgestimmtes 
Testament Grundstück und GmbH-Anteile 
nicht auf die gleiche Person übergehen. 
Eine Möglichkeit, diese nachteiligen 
Folgen zu vermeiden, besteht darin, dass 
der Unternehmer vor Gründung der GmbH 
die Immobilie auf den Ehepartner über- 
trägt und dieser dann die Immobilie an die 
GmbH überlässt („Wiesbadener Modell“). 
Durch diese Gestaltung wird eine Beherr-
schung beider Wirtschaftsgüter vermieden. 
Das Grundstück und die GmbH-Beteiligung 
bleiben steuerliches Privatvermögen. Eine 
solche Gestaltung ist jedoch oftmals nicht 
gewollt oder nicht möglich, weil z. B. 
mehrere Gesellschafter beteiligt sind. 
Dann bietet es sich an, das Grundstück 
und die GmbH-Anteile in eine „gewerblich 
geprägte GmbH & Co. KG“ einzubringen. 
Die GmbH & Co. KG ist wegen der soge-
nannten Prägung (die GmbH ist Komple-
mentär und übernimmt die Geschäftsfüh-
rung) immer gewerblich tätig. In der 
Erbfolge kann dann grundsätzlich völlig 
frei agiert werden, ohne dass stille Reser- 
ven ohne Liquiditätszufluss aufgedeckt 
werden.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon:  +49 261 94 31 - 438
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Kennen Sie schon unsere MEDIATHEK auf unserer Homepage?  

Unser monatliches DORNBACH-Update, Newsletter, Presseartikel, Beiträge unserer 
Experten in Fachbüchern, Interviews und andere Publikationen – in der DORNBACH 
Mediathek finden Sie Wissenswertes und Interessantes aus der Welt der Wirtschaft,  
der Steuern und des Rechts. Zusätzlich finden Sie hier hilfreiche Formularvorlagen  
zum Beispiel aus dem Bereich der Lohn- und Gehaltsabrechnung sowie die  
Finanzbuchhaltung. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch! Einfach QR-Code über Ihre Kamera einscannen und 
unsere Expertise kostenfrei abrufen:


